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196. Kundmachung: Geltungsbereich des Abkommens über die Besteuerung von Straßenfahr-
zeugen, die der internationalen Personenbeförderung dienen, und des
Abkommens über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen, die der inter-
nationalen Warenbeförderung dienen

1 9 7 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Italienischen Regierung
über die Regelung der gegenseitigen filmwirtschaftlichen Beziehungen

198. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und den Vereinten Nationen
betreffend die Vorbereitung und Durchführung der 6. Ratstagung des Ent-
wicklungsprogrammes der Vereinten Nationen

1 9 6 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. Mai 1968 betreffend den Gel-
tungsbereich des Abkommens über die Be-
steuerung von Straßenfahrzeugen, die der
internationalen Personenbeförderung dienen,
und des Abkommens über die Besteuerung
von Straßenfahrzeugen, die der internatio-
nalen Warenbeförderung dienen, beide vom

14. Dezember 1956

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben Finnland und Däne-
mark am 11. Jänner 1967 beziehungsweise am
9. Feber 1968 ihre Beitrittsurkunden zu dem Ab-
kommen über die Besteuerung von Straßenfahr-
zeugen, die der internationalen Personenbeförde-
rung dienen, und dem Abkommen über die Be-
steuerung von Straßenfahrzeugen, die der inter-
nationalen Warenbeförderung dienen (BGBl.
Nr. 270/1962, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 282/1966) hinter-
legt.

Die beiden Abkommen sind für Finnland am
11. April 1967 und für Dänemark am 10. Mai
1967 in Kraft getreten.

Ferner hat Rumänien am 19. Feber 1968 seine
Beitrittsurkunde zu dem Abkommen über die
Besteuerung von Straßenfahrzeugen, die der
internationalen Personenbeförderung dienen,
hinterlegt. Dieses Abkommen ist daher für
Rumänien am 20. Mai 1967 in Kraft getreten.

Die Beitrittsurkunde Rumäniens enthält nach-
stehenden Vorbehalt:

„Die Sozialistische Republik Rumänien be-
trachtet sich als durch die Bestimmungen des
Artikels 9 Absätze 2 und 3 des Abkommens nicht
gebunden.

Die Sozialistische Republik Rumänien steht
auf dem Standpunkt, daß eine die Auslegung
oder die Anwendung des Abkommens betreffende
Meinungsverschiedenheit nur mit Zustimmung
aller am Streitfall beteiligten Parteien einem
Schiedsspruch unterworfen werden kann."

Klaus

197.
ABKOMMEN

zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Italienischen Regierung
über die Regelung der gegenseitigen film-

wirtschaftlichen Beziehungen

Die Österreichische Bundesregierung
und

die Italienische Regierung
in dem Bestreben, die bestehende Zusammenarbeit
zwischen den Filmindustrien der beiden Staaten
im beiderseitigen Interesse fortzuführen und zu
vertiefen,
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in der Überzeugung, daß diese Zusammenarbeit
zur wirksamen Verbreitung der Kultur beider
Völker beiträgt und die wirtschaftliche Ent-
wicklung der beiden Staaten fördert,

von dem Wunsche getragen, daß Filme, die sich
durch ihre technischen Vorzüge, ihren künstleri-
schen Wert und ihren besonderen Aufwand aus-
zeichnen, in den Genuß der Vorteile von Gemein-
schaftsproduktionen kommen,

sind wie folgt übereingekommen:

ABSCHNITT 1

FILMAUSTAUSCH

Artikel I

Die beiden Vertragschließenden Teile werden
im Rahmen der geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen keinen Beschränkungen unterwerfen

1. die Einfuhr und Auswertung von Filmen
ohne Unterschied der Länge in Originalfassung
und von Filmen in synchronisierter Fassung mit
dokumentarischem, kulturellem, erzieherischem
oder wissenschaftlichem Charakter, insbesondere
auch Kinder- und Jugendfilmen,

2. die Einfuhr und Auswertung synchronisier-
ter Langspielfilme, die ab 1. September 1965 bei
international anerkannten Festspielen vorgeführt
worden sind,

3. die Einfuhr von Filmen jeder Art für die
Ausstrahlung durch das Fernsehen.

Artikel II

1. Die österreichischen Behörden werden im
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen die
Einfuhr und Auswertung ohne zahlenmäßige
Einschränkung für synchronisierte italienische
Langspielfilme genehmigen.

2. Die italienischen Behörden werden im
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen die Ein-
fuhr und Auswertung von österreichischen Spiel-
filmen in synchronisierter Fassung ohne zahlen-
mäßige Einschränkung genehmigen.

Artikel III

1. Die Einfuhr von Material (Bild und Ton)
aus Wochenschauen italienischen oder öster-
reichischen Ursprungs wird von den beiden
Vertragschließenden Teilen im Rahmen ihrer
gesetzlichen Bestimmungen in liberaler Weise
genehmigt werden.

2. Die Bestimmung des vorhergehenden Ab-
satzes findet keine Anwendung auf die Einfuhr
ganzer Wochenschauen, die dazu bestimmt sind,
ohne jede Änderung im Einfuhrlande aufgeführt
zu werden. Dies gilt ebenso für solches Material
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(Bild und Ton), das für die Zusammensetzung
von Wochenschauen bestimmt ist, die den
Charakter einer Wochenschau des Ausfuhrstaates
unverändert wiedergeben.

3. Die bloße Umstellung der Bilderfolge einer
eingeführten Wochenschau, ihre Kürzung oder
unwesentliche Erweiterung werden nicht als
Veränderung angesehen.

Artikel IV

1. Die in den vorstehenden Artikeln behandelte
Einfuhr von Filmen — aus welchen Staaten im-
mer sie kommen — ist beiderseits von der Vor-
lage eines Zeugnisses zum Nachweis ihres öster-
reichischen oder italienischen Ursprungs ab-
hängig.

2. Dieses Ursprungszeugnis wird österreichi-
scherseits vom Fachverband der Filmindustrie
Österreichs und italienischerseits vom Ministero
del Turismo e dello Spettacolo — Direzione
Generale dello Spettacolo — ausgestellt werden.

Artikel V

Die zuständigen Behörden beider Vertrag-
schließenden Teile unterrichten einander regel-
mäßig über die Erteilung von Einfuhr-, Aus-
wertungs- und Gemeinschaftsproduktionsgeneh-
migungen sowie über etwaige Abänderungen
oder Ergänzungen solcher Genehmigungen.

ABSCHNITT 2

GEMEINSCHAFTSPRODUKTIONEN

Artikel VI

1. Beide Vertragschließenden Teile werden die
Herstellung von Langspielfilmen und von Kurz-
filmen von künstlerischer oder kultureller Be-
deutung in Gemeinschaftsproduktion zwischen
österreichischen und italienischen Produzenten
fördern.

2. Die Gemeinschaftsproduzenten sollen fol-
genden Bedingungen Rechnung tragen:

a) Die Zulassung der Filme zu den Begünsti-
gungen der Gemeinschaftsproduktion ist
von einer vorherigen gegenseitigen Zu-
stimmung der zuständigen Behörden beider
Staaten abhängig, denen die Gemeinschafts-
produzenten die Unterlagen hinsichtlich
der künstlerischen, technischen und finan-
ziellen Elemente des Filmes mindestens
30 Tage vor Beginn der Dreharbeiten vorzu-
legen haben. Die zuständigen Behörden
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sind: in der Republik Österreich die des
Bundesministeriums für Handel, Gewerbe
und Industrie, in der Republik Italien
die des Ministero del Turismo e dello
Spettacolo — Direzione Generale dello
Spettacolo. Beide Behörden werden vor
Erteilung der Zustimmung miteinander
Fühlung nehmen.

b) Die Gemeinschaftsproduzenten werden die
für die Durchführung der Gemeinschafts-
produktion erforderlichen künstlerischen,
technischen und finanziellen Voraussetzun-
gen erfüllen.

c) Die Voraussetzungen für die Beteiligung
eines Minderheitsproduzenten an einer Ge-
meinschaftsproduktion richten sich nach
den Rechtsvorschriften seines Landes.

d) Schauspieler aus dritten Staaten, die im
Hoheitsgebiet eines der Vertragschließenden
Teile ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben
und dort arbeiten, können dort ausnahms-
weise bei der Herstellung einer Gemein-
schaftsproduktion beschäftigt werden und
werden in einem solchen Fall im Rahmen der
gesetzlichen Bestimmungen als Inländer be-
trachtet.

e) Österreicher und Italiener, die im Hoheits-
gebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben und dort arbeiten, können bei der
Herstellung von Gemeinschaftsproduktio-
nen beschäftigt werden, werden in solchen
Fällen aber als zu ihrem Herkunftsstaat
gehörig betrachtet.

f) Künstler und Techniker, welche die Staats-
bürgerschaft eines dritten Staates besitzen,
können in Ausnahmefällen unter Berück-
sichtigung der Anforderungen des Filmes
und im Einverständnis der zuständigen
Behörden der Vertragschließenden Teile
an einer Gemeinschaftsproduktion teil-
nehmen.

g) Die Innen- oder Außenaufnahmen müssen
entweder in Österreich oder Italien erfolgen.
Es können Außenaufnahmen und Auf-
nahmen von Originalschauplätzen in einem
Land, das nicht an der Gemeinschafts-
produktion teilnimmt, durchgeführt werden,
wenn Drehbuch und Milieu es erfordern.

h) Die Minderheitsbeteiligung darf nicht unter
30% der Produktionskosten des jeweiligen
Filmes liegen.

i) In jedem Film wirkt ein Regisseur aus dem
Hoheitsgebiet einer der beiden Vertrag-
schließenden Teile mit.

1) Der Minderheitsproduzent erbringt eine
tatsächliche technische und künstlerische
Leistung, und zwar mindestens in Form
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eines Drehbuchautors, eines Technikers,
eines Schauspielers in einer Hauptrolle und
eines Schauspielers in einer zweitrangigen
Rolle.

m) Abweichungen von den Bestimmungen des
Absatzes h) und 1) des gegenständlichen
Artikels können von den Behörden der
Vertragsschließenden Teile für Filme zuge-
standen werden, die einen besonderen
künstlerischen und kulturellen Wert haben
oder deren Kosten bedeutend höher sind
als die durchschnittlichen Filmproduktions-
kosten im Lande mit der Mehrheitsbeteili-
gung. In diesen Fällen darf die Beteiligung
des Gemeinschaftsproduzenten mit der
Minderheitsbeteiligung jedoch nicht gerin-
ger als 20% der Filmkosten sein.

3. Die zuständigen Behörden werden einver-
nehmlich die Bestimmungen über die Zulassung
von Kurzfilmen als Gemeinschaftsproduktion
festlegen.

Artikel VII

Für jeden Film in Gemeinschaftsproduktion
werden zwei Negative oder ein Negativ und ein
Dubnegativ hergestellt.

Jeder Gemeinschaftsproduzent ist Eigentümer
eines Negativs oder eines Dubnegativs. Der
Minderheits-Gemeinschaftsproduzent kann, nach
vorherigem Übereinkommen mit dem Haupt-
produzenten, das Originalnegativ benützen.

Die Gemeinschaftsproduktionsfilme werden in
deutscher oder italienischer Sprache oder in
beiden Sprachen hergestellt.

Artikel VIII

1. In Gemeinschaftsproduktion hergestellte
Filme werden von den zuständigen Behörden
beider Staaten als nationale Filme gewertet
werden und genießen damit jene Vergünstigun-
gen, die für Filme des eigenen Staates bereits
vorgesehen sind beziehungsweise in Zukunft von
jedem der beiden Staaten vorgesehen werden.
Diese Vergünstigungen stehen einzig und allein
dem Gemeinschaftsproduzenten jenes Staates zu,
der sie gewährt.

2. Die Einspielerlöse aus Gemeinschafts-
produktionsfilmen sollen anteilig im Verhältnis
der Beteiligung ihrer Hersteller verteilt werden.

3. Die Vertragsbestimmungen über die Auf-
teilung der Erlöse und der Märkte zwischen den
Gemeinschaftsproduzenten müssen von den zu-
ständigen Behörden der Vertragsparteien ge-
nehmigt werden.

4. Die für die Auswertung notwendigen Film-
kopien sollen, soweit dies aus technischen
Gründen möglich ist, in jenem Staate angefertigt
werden, für den sie bestimmt sind.
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5. Der Titelvorspann jeder Kopie eines Ge-
meinschaftsproduktionsfilmes und das Werbe-
material für diesen muß die Namen aller beteilig-
ten Produktionsunternehmen und den Hinweis
enthalten, daß es sich um eine Gemeinschafts-
produktion handelt.

6. Der Gemeinschaftsproduktionsvertrag muß
eine Regelung darüber enthalten, welcher Partner
berechtigt ist, den Gemeinschaftsproduktions-
film zur Teilnahme an international anerkannten
Filmfestspielen anzumelden.

Artikel IX

1. Die zuständigen Behörden beider Staaten
werden die Herstellung von international be-
sonders wertvollen Gemeinschaftsproduktions-
filmen in Gemeinschaftsarbeit zwischen Italien,
Österreich und Ländern, mit welchen der eine
und der andere Vertragspartner Gemeinschafts-
produktionsverträge abgeschlossen hat, fördern.
Die Genehmigung solcher Filme ist Gegenstand
einer Prüfung im Einzelfalle.

2. Bei derartigen Gemeinschaftsproduktionen
soll die finanzielle Beteiligung der Produktions-
unternehmen jedes einzelnen Staates mindestens
20% der Gesamtherstellungskosten betragen.

3. Ein Minderheitsproduzent, der nicht mehr als
zwanzig vom Hundert der Herstellungskosten
übernimmt, kann von der Verpflichtung, einen
technischen und künstlerischen Beitrag zu er-
bringen, von Fall zu Fall befreit werden.

Artikel X

1. Die beiden Vertragschließenden Teile werden
für die Ein- und Ausfuhr der für die Herstellung
und Auswertung der Gemeinschaftsproduktions-
filme erforderlichen Materialien (unbelichtete
und belichtete Filme, Apparate, Kostüme, Deko-
rationen und weiteres Zubehör) nach jedem der
beiden Staaten sowie für Reisen, den Aufenthalt
und die Arbeitsbewilligung der Filmschaffenden
alle möglichen Erleichterungen gewähren.

2. Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich ferner, den Transfer der Beträge zu genehmi-
gen, die erforderlich sind, um den finanziellen
Anteil der Gemeinschaftsproduzenten zu ergän-
zen.

3. Das Gleichgewicht in der Gesamtheit der
finanziellen, künstlerischen und technischen
Beteiligungen der gemeinschaftsproduzierenden
Länder wird jährlich von der Gemischten Kom-
mission gemäß Artikel XIV Absatz 1 überprüft.
Der Gesamtsaldo der geschuldeten Valutabeiträge
der Gemeinschaftsproduzenten beider Länder
wird ebenfalls von dieser Gemischten Kommis-
sion festgestellt. Jeder eventuelle Saldo soll im
folgenden Jahr ausgeglichen werden.
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4. Der Saldobetrag der Beteiligungsquote des
Gemeinschaftsproduzenten mit Minderheitsbe-
teiligung muß dem Gemeinschaftsproduzenten
mit Mehrheitsbeteiligung innerhalb einer Frist
von sechzig Tagen nach Übergabe allen Materials
bezahlt werden. Andernfalls verfällt die Aner-
kennung als Gemeinschaftsproduktion.

Artikel XI

Im Falle der Ausfuhr eines Gemeinschafts-
produktionsfilmes nach einem Staate, in dem die
Einfuhr von Filmen Beschränkungen unterworfen
ist, soll diese zu Lasten des Kontingentes jenes
Staates gehen, in welchem der Hersteller mit dem
überwiegenden Anteil an den Herstellungs-
kosten des Filmes seinen Sitz hat. Jene Filme,
an denen die Hersteller beider Staaten zu gleichen
Teilen beteiligt sind, sollen auf das Kontingent
jenes Staates angerechnet werden, der im Ab-
nehmerland bessere Absatzmöglichkeiten hat.
Falls Beschränkungen nur gegenüber einem der
beiden Staaten angewandt werden, soll der Film
als aus dem Staate stammend angesehen werden,
gegenüber welchem keine Beschränkung besteht,
unabhängig davon, aus welchem Staate mehr zur
Produktion beigetragen wurde.

Artikel XII

Die zuständigen Behörden der beiden Vertrags-
schließenden Teile werden gemeinsam das Ver-
fahren regeln, welches im Falle einer Gemein-
schaftsproduktion Anwendung finden soll.

ABSCHNITT 3

ALLGEMEINES

Artikel XIII

Die Bestimmungen des Artikels X Absatz 1
gelten sinngemäß auch für Filmaufnahmen jeder
Art österreichischer Produzenten in Italien und
italienischer Produzenten in Österreich.

Artikel XIV

1. Eine Gemischte Kommission hat die Auf-
gabe, die reibungslose Durchführung dieses
Abkommens zu beobachten, etwaige Änderungen
vorzuschlagen und zu gegebener Zeit die Grund-
lagen für ein neues Abkommen vorzubereiten.

2. Die Kommission kann auch einberufen
werden, wenn eine Vertragspartei zu der Ansicht
gelangt, daß im Hoheitsgebiet der anderen Ver-
tragspartei eine Lage eintritt, die geeignet ist, die
Marktbedingungen zu verändern.

3. Den Vorsitz der italienischen Delegation in
dieser Kommission führt der Generaldirektor
für das Theater- und Filmwesen in Italien
(Direttore Generale dello Spettacolo) oder sein
Delegierter.
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4. Die österreichische Delegation wird von
einem jeweils vom Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie namhaft gemachten
Delegierten geführt.

5. Den Vorsitzenden stehen die erforderlichen
Beamten und Filmfachleute zur Seite.

6. Die Kommission tritt innerhalb eines Monats
zusammen, nachdem eine Vertragspartei dies ver-
langt hat.

Artikel XV

Das gegenständliche Abkommen tritt mit dem
Datum der Unterzeichnung mit Wirksamkeit vom
1. Juli 1968 in Kraft.

Das gegenständliche Abkommen ersetzt alle
vorherigen diesbezüglichen Abkommen und ist
für ein Jahr gültig. Seine Gültigkeitsdauer gilt
als stillschweigend jeweils um ein weiteres Jahr
verlängert, wenn es nicht spätestens drei Monate
vor seinem Ablauf schriftlich gekündigt wird.

GESCHEHEN zu Wien, am 24. April 1968 in
zwei Originalen in deutscher und italienischer
Sprache, wobei beide Texte authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Meisl m. p.

Für die Italienische Regierung:

Cozzi m. p.
Klaus

198.

(Übersetzung)

ABKOMMEN ZWISCHEN DER ÖSTER-
REICHISCHEN BUNDESREGIERUNG
UND DEN VEREINTEN NATIONEN
BETREFFEND DIE VORBEREITUNG
UND DURCHFÜHRUNG DER 6. RATS-
TAGUNG DES ENTWICKLUNGSPRO-

GRAMMES DER VEREINTEN
NATIONEN

Im Hinblick darauf, daß der Verwaltungsrat
des Entwicklungsprogrammes der Vereinten
Nationen in seiner 101. Sitzung am 22. Jänner
1968 die Einladung der Österreichischen Bundes-
regierung (im folgenden als „die Regierung"
bezeichnet) angenommen hat, die 6. Ratstagung
(im folgenden „Tagung" bezeichnet) vom 11. bis
28. Juni 1968 in Wien abzuhalten,

sind die Regierung und die Vereinten Nationen
wie folgt übereingekommen:
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I. Räumlichkeiten, Einrichtung, Dienstleistungen
und Bürobedarf

(1) Die Regierung wird auf ihre Kosten Räume
und Büros in der Stadthalle für die Abhaltung der
Tagung zur Verfügung stellen. Diese Räumlich-
keiten sollen umfassen: einen großen Konferenz-
saal für Plenarsitzungen mit entsprechenden Sitz-
gelegenheiten für Öffentlichkeit und Presse; ge-
eignete Arbeitsräume sowie die erforderlichen
Einrichtungen für die Vervielfältigung und Ver-
teilung von Dokumenten; geeignete Büroräume
für Beamte und den Stab der Tagung (wenigstens
50 Büroräume, davon einen größeren Raum für
informelle Besprechungen von 20 bis 30 Per-
sonen); einen Aufenthaltsraum für Delegierte;
sowie einen großen Büro- und Aufenthaltsraum
für Übersetzer.

(2) Die Regierung wird die oben angeführten
Räume und Büros auf ihre Kosten in einer zu
einem klaglosen Ablauf der Tagung geeigneten
Weise mit Möbeln ausstatten, einrichten und in
gutem Zustand erhalten. Der große Konferenzsaal
wird mit einer Anlage für Simultanübersetzung
in vier Sprachen und mit Einrichtungen zur
Tonaufnahme ausgestattet sein. Die Regierung
wird auch die erforderlichen Einrichtungen für
die Presse und andere Informationsmedien zur
Verfügung stellen.

(3) Die Regierung wird auf ihre Kosten Ein-
richtungen wie Vervielfältigungsapparate aller
Art, Schreibmaschinen mit Tastaturen der er-
forderlichen Sprachen, Tonbandgeräte und alle
anderen für den klaglosen Ablauf der Tagung
erforderlichen Geräte zur Verfügung stellen und
in gutem Zustand erhalten.

(4) Die Regierung wird für die Einrichtung
eines Bank-, Post-, Telephon- und Telegraphen-
dienstes sowie eines Restaurants und eines
Buffets innerhalb des Konferenzbereiches Sorge
tragen.

(5) Die Regierung trägt die Kosten für alle
erforderlichen Dienstleistungen einschließlich der
Kosten für Telephongespräche des Sekretariats
der Tagung innerhalb Wiens sowie der Kosten
für Fernschreiben zwischen dem Sekretariat und
den Büros der Vereinten Nationen in Genf.

(6) Die Vereinten Nationen werden auf ihre
Kosten das gesamte zum angemessenen Ablauf
der Tagung erforderliche Büromaterial zur Ver-
fügung stellen.

II. Transportwesen und Unterbringung

(1) Die Regierung wird auf ihre Kosten fünf
Personenwagen und vier Stationswagen samt
Fahrern zur Benützung durch Beamte und den
Stab der Tagung zur Verfügung stellen. Die Re-
gierung wird auf ihre Kosten auch die erforder-
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lichen zusätzlichen Transportmittel zur Ver-
bringung des Personals der Vereinten Nationen
vom Wiener Flughafen zu seinen Hotels, und
umgekehrt, zur Verfügung stellen, sowie die er-
forderliche Verbindung zwischen der Stadthalle
und den Hotels der Mitglieder des Stabes, die
in den Abendstunden arbeiten, gewährleisten.

(2) Die Regierung wird Einrichtungen zur
Unterstützung der Delegationen, des Sekretariats,
der Presse und anderer Konferenzteilnehmer für
Hotelreservierungen zur Verfügung stellen.

III. Polizeischutz

Die Regierung wird auf ihre Kosten die not-
wendigen Polizeikräfte zur Verfügung stellen,
die erforderlich sind, um einen geordneten und
in jeder Hinsicht ungestörten Ablauf der Tagung
zu gewährleisten. Diese Polizeikräfte stehen unter
der direkten Aufsicht und Überwachung eines
von der Regierung zu bestellenden höheren
Polizeibeamten, der mit dem verantwortlichen
Beamten der Vereinten Nationen eng zusammen-
arbeiten wird, um eine entsprechende Atmosphäre
von Sicherheit und Ruhe zu gewährleisten.

IV. Sur place-Personal für die Tagung

(1) Die Regierung wird einen Verbindungs-
beamten zu den Vereinten Nationen, sowie
dessen Stellvertreter, namhaft machen, der für
die Durchführung aller in diesem Abkommen
erwähnten Maßnahmen zuständig ist.

(2) Die Regierung wird auf ihre Kosten die
Tontechniker und anderes technisches Personal
beistellen, das für das ordentliche Funktionieren
der im Abschnitt I Abs. 2 und 3 erwähnten Ge-
räte erforderlich ist. Die Regierung wird auch
auf eigene Kosten, soweit erforderlich, Arbeits-
kräfte für die Vervielfältigung und Verteilung
der Dokumente, Konferenzfunktionäre, Büro-
hilfskräfte und Hauspersonal wie Amtsdiener,
Boten und Reinigungspersonal, sowie die Fahrer
für die im Abschnitt II erwähnten Personen- und
Stationswagen zur Verfügung stellen. Über
Ersuchen der Regierung werden die Vereinten
Nationen einen Teil des in diesem Absatz erwähn-
ten Personals aufnehmen, und die Regierung
wird in diesen Fällen den Vereinten Nationen
die Kosten ersetzen.

V. Finanzielle Regelung

Zusätzlich zu den oben erwähnten, von der
Regierung für die Konferenz zu erbringenden
Leistungen, trägt die Regierung, im Sinne der
Resolution 2116 (XX) der Generalversammlung
vom 21. Dezember 1965, jene auf § 50.000 ge-
schätzten zusätzlichen Kosten der Vereinten
Nationen, die direkt oder indirekt daraus ent-
stehen, daß die Konferenz in Wien statt am
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Sitz des Büros der Vereinten Nationen in Genf
abgehalten wird. Die Rückzahlung an die Ver-
einten Nationen erfolgt so bald als möglich nach
Beendigung der Tagung, spätestens bis zum
30. September 1968.

VI. Haftung

Die Regierung wird die Vereinten Nationen
und ihr Personal bezüglich a) Schäden und Be-
schädigungen an Personen oder Sachen in den
im Abschnitt I angeführten Räumlichkeiten;
b) Schäden oder Beschädigungen an Personen oder
Sachen, die durch oder bei Benützung der im
Abschnitt II erwähnten Transportmittel; c) der
Anstellung des im Abschnitt IV erwähnten
Konferenzpersonals entstehen, schad- und klag-
los halten.

VII. Privilegien und Immunitäten

(1) Das Übereinkommen über die Privilegien
und Immunitäten der Vereinten Nationen, dem
die Republik Österreich beigetreten ist, wird
hinsichtlich der Tagung angewendet.

(2) Den Vertretern der Mitgliedstaaten bei der
Tagung .und den Beamten der Vereinten Natio-
nen, die mit der Tagung befaßt sind, werden die-
selben Privilegien und Immunitäten eingeräumt,
wie sie in den Abschnitten 23, 27 und 28 des
Abkommens zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz
der Organisation der Vereinten Nationen für
industrielle Entwicklung vom 13. April 1967
vorgesehen sind.

(3) Die an der Konferenz teilnehmenden Ver-
treter von Staaten, die nicht Mitglieder der Ver-
einten Nationen sind, genießen dieselben Privi-
legien und Immunitäten, wie sie Vertretern von
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen einge-
räumt werden.

(4) Die Beobachter der SpezialOrganisationen
und anderer zwischenstaatlicher Organisationen,
die zur Teilnahme an der Tagung eingeladen
wurden, genießen dieselben Privilegien und
Immunitäten, die Beamten der Vereinten Natio-
nen ähnlichen Ranges zustehen.

(5) Die österreichischen Behörden werden dem
folgenden Personenkreis, der an der Tagung teil-
nimmt, keine Hindernisse bei der An- und Ab-
reise entgegenstellen: Vertretern der Regierun-
gen und ihren unmittelbaren Familienangehöri-
gen; Beobachtern der SpezialOrganisationen und
der zwischenstaatlichen Organisationen und ihren
unmittelbaren Familienangehörigen; Beamten
und Sachverständigen der Vereinten Nationen
und ihren unmittelbaren Familienangehörigen;
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Beobachtern nichtstaatlicher Organisationen, die
beim Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten
Nationen Beraterstatus haben; Vertretern der
Presse und anderer Informationsmedien, die bei
den Vereinten Nationen nach deren Ermessen
nach Beratung mit der Regierung akkreditiert
wurden; allen anderen Personen, die von den
Vereinten Nationen zu offiziellen Aufgaben zur
Tagung eingeladen werden. Die für diese Per-
sonen erforderlichen Sichtvermerke werden un-
verzüglich und kostenlos ausgestellt werden.

(6) Der im Abschnitt I bezeichnete Bereich
stelllt Gebiet der Vereinten Nationen dar, und
der Zutritt zu diesem Gebiet steht unter der
Kontrolle und unter der Hoheit der Vereinten
Nationen.

VIII. Allgemeine Bestimmungen

(1) Dieses Abkommen kann durch schriftliche
Übereinkunft zwischen der Regierung und den
Vereinten Nationen abgeändert werden.

(2) Die Vereinten Nationen werden die Regie-
rung zu gegebener Zeit rechtzeitig schriftlich,
wenigstens zwei Wochen im voraus, über den auf
Grund dieses Abkommens benötigten genauen
Fassungsraum, die Anzahl und Art der Einrich-
tungen in Kenntnis setzen.

(3) Dieses Abkommen tritt mit dem Tage
seiner Unterzeichnung durch beide Vertragsteile
in Kraft und bleibt während der Dauer der
Tagung und für jenen Zeitraum gültig, der zur
Abwicklung aller mit der Tagung zusammen-
hängenden Angelegenheiten erforderlich ist.

ZU URKUND DESSEN haben die Vertreter
der Österreichischen Bundesregierung und der
Vereinten Nationen das vorliegende Abkommen
in zwei Originalen in englischer Sprache am
25. Mai 1968 unterzeichnet.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Kurt Waldheim m. p.

Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Für die Vereinten Nationen:
namens des Generalsekretärs

Constantin A. Stavropoulos m. p.

Rechtsberater

Klaus


